
FFF unterstützt die Tarifforderungen der Beschäftig-
ten im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV),
denn einer der Slogans in der diesjährigen  Tarifaus -
einandersetzung lautet: „Mehr Klimaschutz braucht
mehr ÖPNV“. Helena Marschall von FFF erklärte dies
auch in einer Pressekonferenz  Anfang September im
ver.di-Haus in Berlin: „Wir werden uns den Streiks
der Beschäftigten anschließen“, prophezeite die
junge Klima-Aktivistin beim  Treffen mit Christine
Behle von ver.di, Antje von Broock vom Bund  Um welt
und Naturschutz für Deutschland (BUND) und  Philipp
Kosok vom ökologischen V erkehrsclub Deutschland
(VCD).

Marschall setzt auf zahlreiche  Aktionen zum Ausbau
des ÖPNV: „Wir sehen unsere Aufgabe auf der
Straße“, erklärte sie. FFF habe lokale Koalitionen für
Demos und Aktionen, auch mit Beschäftigten des
ÖPNV, aufgebaut. „Die Klima- und Verkehrswende be-
deutet gute Jobs“, zeigte sich Marschall überzeugt.
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Mobilität der Zukunft
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und Kollegen,

diese Ausgabe von „Industrie-
Report/mti-Info“ beschäftigt
sich mit Veränderungen. 

Die Beschäftigten im Verkehrs-
sektor haben neue Bündnis-
partner gefunden: ver.di arbei-
tet mit dem BUND und dem
Verkehrsclub Deutschland zu-
sammen, um den Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) zu
stärken. Die Gewerkschaft hat
dabei auch junge Menschen an
ihrer Seite: „Fridays For Future“

unterstützt die ver.dianer bei
ihren Tarifauseinandersetzungen,
denn „Mehr Klimaschutz braucht
mehr ÖPNV“, wie in diesem Jahr
einer der Slogans der Beschäftig-
ten lautet. Um ver.dis Beitrag 
zu einer Weiterentwicklung der
 „Mobilität der Zukunft“ geht es

auch am 17. Oktober in Nürnberg.
Wandel löst Corona in der Arbeits-
welt aus: Weniger Reisen, mehr
Videokonferenzen, mehr  Home -
office. Messen wie die Intergeo
sind in diesem Jahr nur online zu
besuchen. Was bleibt von all die-
sen Veränderungen, wenn die
Pandemie besiegt sein wird? Wird
es ein „neues Normal“ geben
oder heißt es „Alles zurück auf
Anfang“? Solchen Fragen gehen
Wissenschaft, Wirtschaft und Ge-
werkschaft vielfach nach. 

Veränderungen hat es im Berufs-
krankheitenrecht gegeben, mit
dem sich Heinz-Peter Haase be-

schäftigt hat. Die neue Transpa-
renz sieht er auch als Erfolg der
Selbstverwalter*innen.

Und zum Schluss weisen wir
noch auf eine Veränderung bei
den Meister*innen, Techniker -
*innen, Ingenieur*innen (mti)
hin:  Christian Wille ist der neue
Ansprechpartner auf ver.di-
 Bundesebene. Wir stellen ihn
kurz vor.

Viel Spaß bei der Lektüre! W

Mit kollegialen Grüßen,
Susanne Stracke-Neumann
Redakteurin Industrie-Report/mti-Info

Ein breites Bündnis
für die Verkehrswende



Für die Verkehrswende und den Klimaschutz
wollen sie eng zusammenarbeiten: ver.di,  Fridays
For Future (FFF), der BUND und der Verkehrsclub
Deutschland (VCD). Am 18. September gab es

bereits gemeinsame Aktionen – auch mit weite-
ren Partnern – in 29 Städten. Am 25. September
rief FFF zum internationalen Klimastreik. Und
ver.di zu den ersten Streiks im ÖPNV.
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In über 450 Städten in Deutschland gingen meist junge Leute zum weltweit
aufgerufenen Klimastreik von Fridays For Futere trotz des meist schlechten
Wetters auf die Straße – wie hier in Berlin am Brandenburger Tor.
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Am Wochenende 19./20. Septem-
ber hatte sich die Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) gegen die Verhand-
lung eines bundesweiten Rahmen-
 tarifvertrags für die Beschäftigten
des ÖPNV ausgesprochen. Die
Gewerkschaft ver.di plant nun
großflächige Streikmaßnahmen,
die ersten begannen am 25. Sep-
tember in Karlsruhe und Baden-
Baden. „Wir werden in der Tarif-
runde echte Veränderungen als
Forderungen einbringen und ent-
sprechend Druck aufbauen“, er-
klärte Christine Behle, ver.di-Bun-
desvorstand und Leiterin des
Fachbereichs Verkehr.

Beim „Autogipfel“ der Bundesre-
gierung am 8. September standen
eher die Verbrennungsmotoren im
Fokus. „Das greift an der nötigen
Entwicklung völlig vorbei“, so
Marschall. Besser wäre es, einen
ÖPNV-Gipfel zu veranstalten,
schrieben die vier Verbände an
 Finanz- und Verkehrsminister in
einem Offenen Brief.

Der ÖPNV habe eine gute Grund-
struktur, müsse aber dringend
ausgebaut werden, und zwar in

der Stadt wie auf dem Land,
sagte Behle. Denn eine Fahrt mit
den öffentlichen Verkehrsmitteln
spare gegenüber einer PKW-Fahrt
rund 50 Prozent an Emissionen.
Im Verkehr seien die Personen-
kraftwagen (Pkw) für fast 60 Pro-
zent aller Emissionen verantwort-
lich. Doch das Personal im ÖPNV
sei in den vergangenen Jahren
um ein Viertel abgebaut, an In-
vestitionen in Fahrzeugen sei ge-
spart worden. Und dabei werden

bis 2030 gut die Hälfte der heute
Beschäftigten in den Ruhestand
gehen. Der Ausbau des ÖPNV
schaffe neue Arbeitsplätze, auch
in Industrien wie dem Maschinen-
bau, und könne die Fahrgastzah-
len  ver doppeln, rechnete Behle
vor. Doch der Bundesverkehrswe-
geplan und Verkehrsminister An-
dreas Scheuer setzten nach wie
vor auf Straßenbau: „Scheuer und
die Regierung haben komplett
versagt“, warf die Vertreterin des

BUND, Antje von Broock, der
 Regierungskoalition vor. Es gebe
kein einheitliches Verkehrskon-
zept vom Bund und Ländern, die
Kommunen würden mit den not-
wendigen Investitionen allein
 gelassen.

Seit 30 Jahren gebe es eine Stag -
nation bei Bussen und Bahnen,
kritisierte Philipp Kosok vom VCD.
„Die Straße wurde bei Investitio-
nen stets bevorzugt.“ Eine Offen-
sive für den ÖPNV wäre „ein
 Konjunkturprogramm für alle
Branchen.“ Für eine Verdopplung
der Fahrgastzahlen bis 2030
 würden in den kommenden zehn
Jahren jährlich zwölf Milliarden
Euro an Investitionen in den
ÖPNV  gebraucht, erklärte Behle.
Die  Verkehrswende sei nicht nur
ein  gewerkschaftliches, sondern
ein gesellschaftliches Thema, plä-
dierte sie an die Entscheidungs-
träger*innen.

Den einprägsamen Schlusssatz
der Pressekonferenz bei ver.di
hatte von Broock: „Es ist absurd,
den Klimawandel stoppen zu
 wollen, aber in Straßen zu inves-
tieren.“ W

Susanne Stracke-Neumann

Weiter von Seite 1

„Eine radikale Verkehrs-
wende ist ein langfristiges
Projekt… Umso notwendiger
ist es, schnell die  erforder -
lichen Schritte einzuleiten“,
schreibt Achim Heier von der
Attac-Kampagne  „Klima -
gerechte Mobilität für alle“
in der Einleitung zu dem
Bändchen mit dem Untertitel
„Verkehr der Zukunft nicht
den Konzernen überlassen“.

Einer „Utopie“ (Hendrik Auha-
gen) einer bequemen Reise mit
öffentlichen Verkehrsmitteln im
Jahr 2035 folgt eine Analyse
„Welche Mobilität brauchen
wir?“, getrennt nach Personen-

und  Güter -
verkehr. Dabei
streicht Thomas Eberhardt-
 Köster heraus, dass gerade die
räumliche Trennung von Produk-
tionsschritten und Konsum den
Verkehr anheizt. Im Kapitel
„Mobilität nicht den Konzernen
überlassen“ diskutieren die Au-
toren „Gemeinwohlorientierte
Digitalisierung oder Mobilitäts-
monopole“ (Marc Herterich),
warnen davor, dass mehr Elek-
tromobilität den Klimawandel
beschleunigen könne, da die
Produktion mehr CO2 ausstoße
als die bisherige Motorfertigung
und eine komplette Umstellung
auf grünen Strom so bald nicht

Buchvorstellung

„Klimagerechte
Mobilität für alle“

möglich sei (Winfried
Wolf). Oder fordern einen
sozial-ökologischen Umbau
der Autoindustrie und kon-
statieren:  „Arbeitsplatz -
abbau findet längst statt“
(Hermann Mahler).

„Was muss sich ändern“, fragen
Carl Waßmuth, Volker Röske,
 Auhagen, Eberhardt-Köster und
untersuchen die Mobilität zu Fuß
und auf dem Rad, im ÖPNV, in 
der Bahn und beim Güterverkehr.
Unter der Überschrift „Wer soll
das bezahlen?“ werden verschie-
dene Modelle diskutiert, eine
Steuerumlage statt Fahrschein
oder stärker geförderte Tickets
wie das Wiener Jahresabo für 365
Euro. Dabei weist Heier darauf
hin, dass weder Länder noch
Kommunen die Mittel hätten,
einen Nulltarif samt Ausbau des
ÖPNV umzusetzen. Das bedeute,

die Mittel auch durch einen kon-
sequenten Rückbau des Auto-
verkehrs in den öffentlichen Ver-
kehrssektor umzuleiten. Dabei
seien „für eine ganzheitliche
Gesamtkostenbetrachtung“ die
„externen Folgekosten“, also
Unfälle oder Gesundheitsschä-
den, heranzuziehen.

Eine umfangreiche Bibliographie
zum Thema bildet den Abschluss
des Attac-Basis-Texts. W sus

Henrik Auhagen u.v.a.:
Klimagerechte Mobilität für
alle. Verkehr der Zukunft
nicht den Konzernen  über -
lassen.
AttacBasisTexte 57. 
VSA Verlag. Hamburg 2020.

ISBN 978-3-96488-048-2.
96 Seiten. 7 Euro

ver.di-Internet-Seite des Bündnisses
„ÖPNV braucht Zukunft“: http://oepnvbrauchtzukunft.de/
BUND: https://www.bund.net/ 
Fridays for Future: https://fridaysforfuture.de/ 
VCD: https://www.vcd.org
ver.di-Fachbereich Verkehr: https://verkehr.verdi.de/ 

Ein Bündnis für die Verkehrswende: v.l.n.r.: Philip Kosok (VCD), Helena
Marschall (fff), Christine Behle (ver.di), Antje von Broock (BUND).
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Ein breites Angebot bietet
das gerade erschienene Bil-
dungsprogramm für den Fach-
bereich Medien, Kunst und
 Industrie. Branchenseminare
für Betriebs- und Personalräte
sowie Jugendvertretungen,
Medienpolitik und Bildungsur-
laub, Ökonomie und Konflikt-
schlichtung, Kulturen und In-
tegration, Geschlechter- und
Arbeitsverhältnisse: breitge-
fächert ist die Themenpalette
für das Jahr 2021.

Zwei besondere Qualifizierungs-
reihen werden angeboten, um
Kompetenzen der Arbeitneh mer -
*in nen systematisch auszubauen
und durch ein (Hochschul-)Zertifi-
kat zu bestätigen. Die Fortbil-
dungsreihen richten sich an zwei
Zielgruppen:
• „Betriebliche Konfliktberate-

rin/betrieblicher Konfliktbera-
ter“: Qualifizierung für Mit-
glieder gesetzlicher
Interessenvertretungen (und
weitere Beschäftigte)

• „Interessenvertretung als
 Berufung“: Weiterbildung für
freigestellte Mitglieder sowie
Vorsitzende und stellvertre-
tende Vorsitzende von Be-
triebs- und Personalräten

Die Qualifizierungsreihen sollen
eine wissenschaftlich fundierte
und zugleich sehr praxisorien-
tierte Ausbildung bieten.

Bildungsurlaub

Interessant für alle ver.di-Mitglie-
der sind die politischen Seminare,
die als Bildungsurlaub besucht
werden können. Die Regeln dazu
sind im Bildungsprogramm auf
Seite 8 zu finden.

Bildungsurlaub ist ein gesetzlich
gesicherter Anspruch für Arbeit-
nehmer*innen und in der Regel
auch Auszubildende auf bezahlte
Freistellung von der  Arbeits -
leistung durch den/die  Arbeit -
geber*in für in der Regel fünf

Tage pro Jahr zum Besuch von
anerkannten (Bildungsurlaubs-)
Seminaren. Voraussetzung ist ein
im Bundesland (Arbeitsstätte)
geltendes Bildungsurlaubsgesetz.
Die Seminarkosten trägt in der
Regel der/die Veranstalter*in, hier
also ver.di.

Zurzeit gibt es  Bildungsurlaubs -
gesetze mit Freistellungen in allen
deutschen Bundesländern außer
Bayern und Sachsen.

Das Angebot für den  Bildungs -
urlaub ist im Programm ab Seite
40 zu finden. Da geht es um den
Menschen in Betrieb, Wirtschaft
und Gesellschaft, um die politi-
sche Ökonomie oder um Fernse-
hen, Radio und Zeitung im digita-
len Zeitalter. Der Umgang mit den
sozialen Netzwerken ist ebenso
Thema wie Falschmeldungen und
Propaganda, „Hacktivismus“ und
digitale Informationsströme, Mei-
nungsmache und Lobbyarbeit, der
„gläserne Mensch“, Geschlech-
ter- und Arbeitsverhältnisse oder
die Kunst der Integration und die
Gesichter der Kulturen als Poten-
zial für die gesellschaftliche Ent-
wicklung. W

Susanne Stracke-Neumann  

Bildung

Programm des Fachbereichs für 2021

Eigentlich sollte Berlin in die-
sem Jahr wieder Gastgeber
der größten Messe und Kon-
ferenz für Geoinformationen
werden, doch Corona machte
auch dieser Veranstaltung
einen Strich durch die Rech-
nung: Die Intergeo 2020 vom
13. bis 15. Oktober ist „100
Prozent digital“.

Internationale Reisebeschrän-
kungen, Begrenzung von Veran-
staltungen in geschlossenen
Räumen in Berlin auf 1000 Per-
sonen, Schutz von Risikogrup-
pen, all dies zählt der Veranstal-
ter DVW – Gesellschaft für
Geodäsie, Geoinformation und

Landmanagement als Gründe
auf, warum die Intergeo in die-
sem Jahr mit über 200 Ausstel-
lern und rund 150 Vorträgen
und Keynotes nur digital statt-
findet. 

Bei der Themenplattform „Inte-
raerial Solutions“ dreht sich
alles um Drohnen: in der Ver-
messung und zur Inspektion, im
Baubereich, zum Transport oder
im öffentlichen Bereich. Ein
neuer Schwerpunkt sind Droh-
nen in der Medizin. Außerdem
geht es um Marktentwicklung
und rechtliche Rahmenbedin-
gungen für den Einsatz von
Drohnen.

Die „Smart City“- Strategien
widmen sich zum einen Mobili-
täts- beziehungsweise Logistik-
lösungen. Autonomes Fahren ist
ebenso ein Thema wie vernetzte
Verkehrsinfrastruktur.  Unter der
Überschrift „Energie und Um-

Intergeo

Messe und
Konferenz
nur digital

welt“ geht es um ganzheitliche
Ansätze für Energielösungen in
Bezug auf Mobilität und Logistik
und Quartiersentwicklung , das
Zusammenspiel von Energie- und
Kommunikationsinfrastruktur  und
um Sensoren für Messung und
Nutzung von Umweltdaten. Im
Bereich „Sicherheit und Resi-
lienz“ werden Fragen der physi-
schen Lösungen für sichere
Städte, der Produkte für  Daten -
sicherheit und Sicherheit bei kriti-
schen Infrastrukturen sowie
 Services für die Umsetzung von
Resilienz-Strategien behandelt.
Vierter Aspekt ist die Stadt- und
Raumplanung: Besprochen wer-
den 3D-Stadtmodelle und digitale
Zwillinge , BIM (Building Informa-
tion Modeling) in der  Stadt -
planung, Stadt- und Quartiersent-
wicklung sowie Services und
Produkte für lebenswerte Städte.

Bei der Intergeo-Konferenz be-
richten rund 100 Redner*innen,

welchen Beitrag Geodäsie und
Geoinformation im Klimaschutz,
der Digitalisierung der Bauwirt-
schaft und der Sicherheit der
Städte leisten. Trends wie Block-
chain, Cloud Computing oder
Künstliche Intelligenz werden
besprochen, „Smart Mapping“
zeigt die amtliche Kartographie
im Umbruch. Der Fahrplan für
die klima- und umweltpoliti-
schen Herausforderungen ist
Thema, besonders im Fokus ist
dabei der „Green Deal der EU –
Herausforderungen für das
Landmanagement“.W sus

www.intergeo.de 

Zum Programm:
https://tinyurl.com/y4u3hzn9
Mehr Informationen zu
 Freistellungen gibt es hier:
https://tinyurl.com/y5ehhgdm
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Der Münchner Kreis, ein ge-
meinnütziger Verein zur Orien-
tierung in der digitalen Trans-
formation, organisierte im
Sommer eine Veranstaltungs-
reihe als „Networking“ zum
virtuellen Austausch von Wis-
senschaftlern, Wirtschaftlern,
Gewerkschaftsmitgliedern 
und der Zivilgesellschaft über
 Lehren aus der Krise. Die
 Ergebnisse sollen in einem
 Thesenpapier  zusammen -
gefasst werden.

„Corona und die Arbeitswelt –
Weichenstellungen und Kompe-
tenzen für ein „New Normal“:
Rahild Neuburger, Professorin an
der Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München, führte in das Thema
ein und stellte die Frage, welche
Kompetenzen künftig erforderlich
sein werden. Die LMU hat hierzu
eine Studie erarbeitet und sechs
Kompetenzfelder festgemacht:
personenbezogen, sozial, MMI
(Mensch/Maschine/Integration),
prozessorientiert, lösungs- und
strategie-orientiert.

Begonnen, so Neuburger, habe
dieser Prozess bereits vor der
Pandemie, doch nun kamen die
Fragen hinzu, wie verändert
 Corona die Entwicklungen zur
künftigen Arbeitswelt, wie verän-
dert sich die Organisation, die
 Bürowelt, und was sind die künf-
tig erforderlichen Kompetenzen.

Wie könnte die zukünftige Ar-
beitswelt also aussehen? Diese
Frage stellte sich Thomas Götz
von Atos International Germany
zu Anfang seines Referates. Gibt
es ein „Weiter so“ ins „New
 Normal“ oder gelingt es uns,
etablierte Wege zu verlassen? Die
Hauptfrage sei jedoch die wirt-
schaftliche, was kostet es, wie wir
zusammenarbeiten? Damit sind
Teams, Prozesse, Abläufe, Zusam-
menarbeit von Menschen, Aus-
übung von Kontrolle gemeint. Der
Mensch neige dazu, auf Pfaden,
die uns Sicherheit geben, zu blei-
ben, aber große Erschütterungen
könnten dazu führen, den Pfad zu

verlassen. Seine These ist, wenn
man es so weiter laufen lasse,
führe das „New Normal“ aus-
schließlich zur Effizienzsteigerung
und zu einer weiteren Spaltung in
der Arbeitswelt. Einfache Jobs
würden automatisiert, und dieje-
nigen, die bereits in der digitalen
Welt zu Hause sind, werden die
Gewinner sein. Es werde ein Mini-
 malgleichgewicht  Büro/Home -
office geben, die verbleibende
 Bürofläche werde „aufgehübscht“
und freie Flächen eingespart.

Die Frage werde sein, ob die Ge-
sellschaft diese Enthumanisierung
der Arbeitsabläufe durch Maschi-
nendenken, Standardisierung und
Automatisierung will; oder wieder
mehr das Menschliche in den Vor-
dergrund stellen und physische
Aspekte stärker berücksichtigen.

Sieben Handlungsfelder

Tanja Matt von Detecon Interna-
tional stellte ihre im Corona-Früh-
ling erarbeitete wissenschaftliche
Studie zur Arbeitswelt vor und  
lei tete daraus sieben  Handlungs -
felder ab: 70 bis 90 Prozent der
Befragten befanden sich in dieser
Zeit im Homeoffice.

1. Flexiblität: Mit dem Homeof-
fice ist man von einem Extrem
ins andere gesprungen. Es
wird ein hybrides Arbeitsmo-
dell mit normaler Arbeitszeit
gewünscht.

2. Individualität: Wo Mitarbei-
ter*innen ihren Arbeitsalltag
eigenverantwortlich gestalten
können, steigen Zufriedenheit
und Effizienz.

3. Struktur und Organisation: Bei
mehr Flexibilität hinsichtlich
der Arbeitszeit geht es nicht
mehr um die Balance zwischen
Arbeit und Leben, sondern um
die Integration von Leben und
Arbeit.

4. Zusammenarbeit: Was wirklich
fehlt, ist die Kaffeemaschine.
Wir müssen echte Räume und
Gelegenheiten für den sponta-
nen, zufälligen Austausch
schaffen, sowohl im Büro als
auch in der Remote-Arbeit.

5. Agilität: Ein agiles Mindset
(Einstellung, Lebensphiloso-
phie) und Methoden haben
sich gerade durch ihre hohe
Kompatibilität mit virtueller

Arbeit in der Krise bewährt,
dies gelte es weiter auszu-
bauen.

6. Führung: Virtuelle Führung
heiße mehr Führung, Füh-
rungskräfte müssen für ihre
Mitarbeiter inhaltlich und per-
sönlich präsent sein, auch
wenn sie nicht am  gemein -
samen Ort sind.

7. Lernen: Muss rechtzeitig und
bedarfsorientiert erfolgen 
und integraler Bestandteil der
 Arbeit werden.

Kein Zurück

Matts Fazit war, dass es kein Zu-
rück zur alten Art der Arbeit mehr
geben wird. Gemeinsam mit den
Teams und Mitarbeitern gelte es
herauszufinden, wie das individu-
elle „New Normal“ aussehen
wird.

Dirk Rankhorst von Wacker Che-
mie Burghausen berichtete aus
seiner Firma. Nach 17 Wochen im
Homeoffice fühle sich der  Büro -
alltag eigenartig an, und nur ein
Zehntel seiner Mitarbeiter *in nen
sind anwesend. Er glaubt daher,

Digitalisierung

Lernen aus Corona in der Arbeitswelt


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Weiter so, innehalten, zurück? Wie geht es weiter in der Arbeitswelt
mit und nach der Pandemie?

4



Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Okt. 2020

dass sich die Arbeit künftig ins
Homeoffice verlagern wird, die
Mitarbeiter*innen hätten „bereits
mit den Füßen abgestimmt“. Er
berichtete über die Schichtent-
kopplung der Produktion, über
weniger Kontakte Büro – Produk-
tion, und wie Produktionsabläufe
in Süd-Korea von Deutschland aus
gesteuert wurden. Er habe gute Er-
fahrungen mit der virtuellen Arbeit
gemacht und sogar  private Net-
working-Abende veranstaltet.

Von der Firma Datev berichtete
Alexander Schorsack. Der Vorteil
seiner Firma war, dass die Infra-
struktur bereits vorhanden war.
Bisher war man allerdings zur Be-
ratung beim Kunden, dies wurde
auf online umgestellt, ebenso wie
die Schulungs- und Beratungskon-
zepte. Es gab gute Erfahrungen
mit kleinen Beratungshäppchen
und Hausaufgaben. Oft erfolgrei-
cher als in der alten Struktur. Auch
er glaubt, dass es ein Zurück nicht
mehr geben wird.

Wertschöpfungsketten

„Corona und die Auswirkungen
auf Wertschöpfungsketten“ war
ein anderer Abend überschrieben.
Mara Cole, Leiterin der Themen-
plattform Vernetzte Mobilität der
Bayern Innovativ GmbH, betonte,
dass die heutigen Wertschöp-
fungsketten stark in die interna-
tionalen Märkte eingebunden
sind. Diese Just-in-Time-Produk-
tion bedeute aber auch ein
 erhöhtes Risiko. 61 Prozent der
befragten Unternehmen hatten
angebotsseitige Störungen. Mit
Stand Juni habe sich die Situation
jedoch wieder weitestgehend ent-
spannt. Als Lösungsansatz schlug
sie vor, Lieferketten neu zu über-
denken, „Just in Case“ anstelle
„Just in Time“, Vorantreiben der
Digitalisierung und Erschließung
neuer Wertschöpfungselemente
wie „Mobility as a Service“
 (MaaS) und Vernetzung von Ver-
kehrsträgern.

Aus Sicht seiner Firma SEG Auto-
motive Germany (vormals Bosch)

berichtete Peter Sokol, nach
 welchen kurz und langfristigen
 Strategien in der Krise gehandelt
wurde und was man daraus ge-
lernt habe. Es solle ein stärkerer
Focus auf das Krisenmanagement
durch enge Kommunikation und
Maßnahmenpläne im Vorfeld er-
folgen. Die Führungskräfte seien
mit mehr Präsenz, mehr Informa-
tion und dem Fokus auf  wesent -
liche Themen (Gesundheit,  Liefer -
sicherheit) gefordert. Homeoffice
und neue Bürokonzepte werden
das Arbeitsumfeld nachhaltig ver-
ändern. Die Digitalisierung werde
neue Prozesse erfordern, Meet -
ings und Dienstreisen stünden auf
dem Prüfstand. Und zuletzt seien
Geschäftsmodell und Strategie zu
überprüfen und anzupassen, mit
dem Augenmerk auf  Liquidität
und Kostenanpassung.

Der Bereich von Dirk Wollschläger,
IBM, ist weltweite Logistik,
Schiffsverkehr und Zollabwick-
lung. Geschlossene Grenzen füh-
ren bei „Single Sourcing“ zu Lie-
ferausfällen, zudem fehlten dann
oft die Echtzeitinformationen. Bis-
her sei dieses Risikomanagement
vernachlässigt worden. Er schlägt
daher Lieferanten in unterschied-
lichen Regionen vor. Weiter be-
richtete er von Projekten bei
 Automobilfirmen über Prozessop-
timierung zur Effizienzsteigerung:
Produktionsdaten werden in Echt-
zeit erfasst und ausgetauscht, bei
Störungen kann mittels Künstli-
cher Intelligenz (KI) sofort der
Zweitlieferant abgerufen werden.

In der anschließenden Diskussion
wurde das Für und Wider der
Block-Chain-Technologie erörtert.
Dafür spreche eine Nachverfol-
gung der Lieferkette (auch in
Bezug auf Nachhaltigkeit, Kinder-
arbeit) und ein Mehr an Sicher-
heit. Dies ließe sich aber auch
ohne diese Technik durchführen.

Wie ein Brandbeschleuniger

Beim Thema Globalisierung war
 man sich einig, dass eine Regio-
nalisierung bei globalen Krisen

nichts bringe. Viele mittelständi-
sche Firmen stünden finanziell am
Abgrund und würden die Krise für
weitere Verlagerungen in Niedrig-
lohnländer nutzen, insofern wirke
die Coronakrise „wie ein Brand-
beschleuniger“. Cole regte an, die
Krise für eine Neudefinition des
öffentlichen Raumes zu nutzen.
Sokol bezweifelte, dass eine Risi-

kobereitschaft für eine echte Er-
neuerung bestehe. W

Ulrich Bareiß
Bundesvorstand der Fachgruppe
 Industrie und Mitglied des mti-Bundes-
ausschusses

https://t1p.de/yrqz

Werkstatt „Gute Arbeit“ 2020

Gute Arbeit – das gilt erst recht in Ausnahmesituationen. Schwer-
punkt der diesjährigen Werkstatt ist ein kritischer Erfahrungsaus-
tausch über Arbeitsbedingungen in Zeiten von Corona. Wir möchten
mit euch in Arbeitsgruppen am 26. November online als Livestream
und als Videokonferenz diskutieren:
• Was haben wir erlebt, wie sind wir als Mitbestimmungsakteure

und Beschäftigte damit umgegangen, wie haben wir Arbeit im
Ausnahmezustand gestaltet?

• Welche strukturellen Schieflagen sind sichtbar geworden – und
welche Bedarfe und Forderungen ergeben sich daraus?

• Welche Erfahrungen, Regelungen und Ansätze möchten wir
 teilen, weil man daraus lernen kann?

https://tinyurl.com/y5ndndk7

Deutschland intelligent vernetzt

Der Münchner Kreis, ein gemeinnütziger Verein, veranstaltet vom 
9. bis 12. November eine virtuelle Fachtagung zum Thema „Intelli-
gent vernetzte Städte und Regionen umsetzen – Nachhaltigkeit er-
reichen“. Es ist ein Online-Event in Kooperation unter anderem mit
der Fokusgruppe Intelligente Vernetzung des Digital-Gipfels, nach-
haltig.digital und der Charta digitale Vernetzung. Die Veranstaltung
greift die durch die Weltgemeinschaft beschlossene Agenda 2030
mit ihren 17 Zielen für eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable
Development Goals – SDGs) auf und setzt sich in verschiedenen
Workshop-Sessions mit ihnen intensiv auseinander.

https://tinyurl.com/y2klqx6t 

Vortragsreihe zu Klima und Vermessung

Der DVW, die Gesellschaft für Geodäsie, Geoinformation und Land-
management, in Bayern lädt zu ihrer Wintervortragsreihe in Mün-
chen ein. Themen sind Klimawandel im Treibhaus Erde (20.11.), 
das Studium im 3. DVW-HochschulForum (11.12.), Bodenrichtlinie 
(15.1.2021), Eisschmelze (26.2.) und „Der Geodät und das Ge-
bäude“ (26.3.). Die Vorträge zum Klimawandel und zum Studium
werden am 5. März gemeinsam in Würzburg wiederholt.

https://bayern.dvw.de/09/aktuelles

Termine 2020/21
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Seit Langem ist bekannt, dass
ein enormes Missverhältnis
zwischen Verdachtsmeldungen
und der Anerkennungen von
Berufskrankheiten besteht.
Viel zu viele Verfahren schei-
tern bisher daran, dass die Be-
troffenen den rechtlich erfor-
derlichen Nachweis für die
berufliche Verursachung nicht
zweifelsfrei erbringen können. 

Die Gründe hierfür sind vielfältig:
Zum einen kann es sein, dass
beim Arbeitgeber keine Unterla-
gen über die Arbeitsbelastung
(Arbeitsstoffverzeichnis und ähn-
liches.) vorliegen, dass der Betrieb
gar nicht mehr besteht, oder dass
die Unterlagen fehlen, weil der
Arbeitsplatz oft gewechselt
wurde. Zum anderen sind die An-
erkennungsverfahren, insbeson-
dere hinsichtlich der Begutach-
tungen, für die Betroffenen
häufig nicht transparent. 

Sozialgesetzbuch VII § 9

Die Berufskrankheiten sind im
 Sozialgesetzbuch VII, § 9 geregelt.
Der Paragraf 9 legt fest, dass mit
der Ausübung verschiedener Be-
rufe erhöhte Gesundheitsrisiken
verbunden sind, die zu bestimm-
ten Krankheiten (Liste der aner-
kannten Berufskrankheiten)
 führen können. Von den Unfall-
versicherungsträgern (UVT) wer-
den generell nur solche Erkran-
kungen anerkannt, die entweder
in der bestehenden Berufskrank-
heiten-Verordnung (BKV) aufge-
führt sind oder nach herrschen-
dem wissenschaftlichem

Erkenntnisstand dort künftig auf-
zunehmen sind. In allen Fällen
müssen jeweils die arbeitstechni-
schen und medizinischen Voraus-
setzungen für eine Einwirkung im
Sinne einer Berufskrankheit erfüllt
sein. Bei einigen Krankheitsbil-
dern wird als Voraussetzung zur
Anerkennung als Berufskrankheit
zusätzlich verlangt, dass die schä-
digende Tätigkeit aufgegeben
wird. 

Im Jahr 2013 hatte die IG Metall
bereits eine Berufskrankheiten-
Initiative gestartet und ein
Schwarzbuch „Berufskrankhei-
ten“ veröffentlicht. Auf gewerk-
schaftlichen Druck hin haben sich
im Dezember 2016 Arbeitnehmer-
und Arbeitgebervertreter bei der
Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung (DGUV) in einem so-
genannten Weißbuch auf essen-
zielle Verbesserungsvorschläge
für das Berufskrankheitenrecht
geeinigt. Im März 2018 haben
CDU, CSU und SPD in ihrem Koali-
tionsvertrag festgehalten, dass sie
das „Berufskrankheitenrecht wei-
terentwickeln“ wollen. Ein ent-
sprechender Beschluss im Kabi-
nett war ursprünglich für das Jahr
2019 geplant.

Ziel der Reform

Ziel der Reform ist vor allem eine
Verbesserung der Rechtsgrund-
lage, ein transparenteres Verfah-
ren bei der Weiterentwicklung der
Berufskrankheitenliste und Ver-
einfachungen für die Betroffenen.
Kurz gesagt, geht es darum, dass
die Anerkennungsverfahren von

Berufskrankheiten für die Betrof-
fenen erleichtert werden und
diese besser ihr Recht auf eine
angemessene Entschädigung
wahrnehmen können.

Im Wesentlichen werden die
 folgenden Verbesserungen der
Rechts grundlage und des Verfah-
rens gefordert:
•  Allgemein sollen die Chancen

auf eine Anerkennung als Be-
rufskrankheit erhöht werden.
Dazu gehört auch die Beweis-
erleichterung – also die  Be -
seitigung des Problems, dass
 Beweise über schädigende
Einwirkungen auf den mensch-
lichen Körper nach langen Jah-
ren der Berufstätigkeit oft nur
schwer zu beschaffen sind. Mit
der Erstellung und Nutzung
entsprechender Register, in
denen das Ausgesetztsein von
schädigenden Einwirkungen
(Hitze, Lärm, Strahlung etc.)
bei der Arbeit erfasst wird,
wäre dieser Nachweis von
spezifischen Einwirkungen
möglich.

• Die Berufsgenossenschaften
müssen die Kriterien  offen -
legen, die an die in Auftrag
gegebenen Gutachten gestellt
werden. Somit können die
 Betroffenen ihre Rechte auch
wahrnehmen.

• Die Berufskrankheitenliste (mit
derzeit 80 Krankheiten) muss
zügig erweitert und an das
veränderte Belastungsspek-
trum der modernen Arbeits-
welt angepasst werden.

Unterlassungszwang

Entfallen soll der sogenannte Un-
terlassungszwang. Zurzeit können
die Betroffenen bei neun bedeu-
tenden Berufskrankheiten nur
dann Leistungen erhalten, wenn
sie die Tätigkeit, die zu der Be-
rufskrankheit geführt hat, aufge-
ben. Geben die Versicherten bei
diesen Erkrankungen ihre schädi-
gende Tätigkeit nicht auf, bedeu-
tet dies gegenwärtig den  weit -

Gesetzgebung

Mehr Transparenz und Vereinfachung:
Zur Reform des Berufskrankheitenrechts 

gehenden Ausschluss von den
Leistun gen der gesetzlichen
 Unfallversicherung, obwohl die
Krankheit nachweislich durch die
Arbeit verursacht worden ist. 

In früheren Jahrzehnten wurde
der Unterlassungszwang im We-
sentlichen zur Vermeidung einer
weiteren Schädigung der Betrof-
fenen bei Fortsetzung der bisheri-
gen Tätigkeit (Präventionswir-
kung) und zum Teil als Nachweis
für die Schwere der Erkrankung
(Ausschluss von sogenannten
„Bagatellerkrankungen“) verwen-
det. Die mit diesem Instrument
verfolgten Zwecke können heute
mit anderen Maßnahmen effekti-
ver erreicht und dessen negative
Auswirkungen für die Versicherten
gleichzeitig vermieden werden.

Hierzu sollen der Unterlassungs-
zwang als Anerkennungsvoraus-
setzung gestrichen, die Indivi-
dual prävention durch eine
gesetzliche Verankerung gestärkt
und die betroffenen Berufskrank-
heiten-Tatbestände präzisiert wer-
den, soweit der Unterlassungs-
zwang auch dem Ausschluss von
sogenannten „Bagatellerkrankun-
gen“ dient.

Ärztlicher
Sachverständigenbeirat

Der ehrenamtlich tätige Ärztliche
Sachverständigenbeirat „Berufs-
krankheiten“ (ÄSVB), der letztlich
über die Aufnahme oder  Ab -
lehnung einer Krankheit als Be-
rufskrankheit entscheidet, soll
transparenter, schneller und pro-
fes sio nel ler werden. 

Der Ärztliche Sachverständigen-
beirat wird zukünftig gesetzlich
verankert und soll ein internes,
weisungs-unabhängiges Bera-
tungsgremium werden, welches
das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales in medizinisch-wis-
senschaftlichen Fragen bei seiner
 Entscheidungsfindung unter-
stützt. Aufgabe des Beirates wird

Sozialgesetzbuch I – XII (SGB) und weitere Sozialgesetze:
https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/ 
Berufskrankheiten-Verordnung (BKV): 
https://www.gesetze-im-internet.de/bkv/
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV): https://www.dguv.de
DGUV: Weiterentwicklung des Berufskrankheitenrechts – Das Weißbuch:
https://tinyurl.com/y5sz5wgw
Berufskrankheiten-Liste der Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische
Industrie (BG RCI): https://tinyurl.com/y3h5bzzw
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die Sichtung und Bewertung des
wissenschaftlichen Erkenntnis-
stands im Hinblick auf die Aktua-
lisierung bestehender oder die
Aufnahme neuer Berufskrankhei-
ten in die Berufskrankheiten-Ver-
ordnung sein. Der Beirat gibt dem
Ministerium auf Basis bestehen-
der Erkenntnisse Empfehlungen
und Stellungnahmen ab.

Die Prävention muss generell ge-
stärkt werden. Jede angezeigte
Krankheit muss zum Anlass ge-
nommen werden, nach den  Ur -
sachen und den Versäumnissen
auf dem Feld der Prävention zu
suchen.

Forschung verstärken

Aus gewerkschaftlicher Sicht
müssen zudem die  Forschungs -
aktivitäten – insbesondere dazu,
welche Krankheitsbilder poten-
ziell neue Berufskrankheiten sein
könnten – gestärkt werden. Au-
ßerdem benötigten die Gewerbe-
ärzte und Gewerbeaufsichtsämter
dringend mehr Personal. Beim
komplizierten Verfahren der Aner-
kennung einer Berufskrankheit 
ist eine unabhängige und nieder-
schwellige Beratung notwendig.
Solche Beratungsstellen gibt es
derzeit nur in Bremen und Ham-
burg.

Am 7. Mai 2020 wurde das Siebte
Gesetz zur Änderung des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch und an-
derer Gesetze (u.a. des SGB VII) 
in erster Lesung des Bundestages
beschlossen. Teil dieses umfang-
reichen Gesetzes ist auch eine
Reihe von Maßnahmen, mit
denen das Berufskrankheiten-
recht fortentwickelt wird. Zentrale
Punkte sind der Wegfall des bei
bestimmten Berufskrankheiten
bestehenden Unterlassungs-
zwangs sowie eine höhere Trans-
parenz und Beschleunigung der
Beratungen über neue Berufs-
krankheiten. Dies wird erreicht
durch die rechtliche Verankerung
und stärkere Unterstützung des
Ärztlichen  Sachverständigen -
beirats Berufskrankheiten. 

Im Einzelnen sind folgende Maß-
nahmen vorgesehen:
•  Wegfall des Unterlassungs-

zwangs (Aufgabe der schädi-
genden Tätigkeit) bei den
davon betroffenen Berufs-
krankheiten, verbunden mit
einer Ausdehnung der  Mit -
wirkungspflichten bei Präven-
tionsmaßnahmen.

• Größere Transparenz durch
rechtliche Verankerung des
Ärztlichen Sachverständigen-
beirats „Berufskrankheiten“
und Beschleunigung der Ent-
scheidungsprozesse bei neuen
Berufskrankheiten durch per-
sonelle Unterstützung des
 Gremiums.

• Einheitliche gesetzliche Rege-
lung zur Anerkennung von
 Bestandsfällen bei neuen
 Berufskrankheiten.

• Rechtliche Verankerung und
Ausbau von bestehenden In-
strumenten zur Beweiserleich-
terung wie Arbeitsplatz- und
Gefährdungskataster (Expositi-
onskataster).

• Mehr Transparenz und An-
reize zur Berufskrankheiten-
 Forschung durch öffentliche
 Berichterstattung der  Unfall -
ver sicherung.

Die Änderungen im Berufskrank-
heitenrecht treten am 1. Januar
2021 in Kraft. W

Heinz-Peter Haase
mti-Ausschussvorsitzender Nord

Der Weg zur Reform des Berufs-
krankheitenrechts war müh-
sam. Die Reform ist nicht zu-
letzt auch ein Erfolg der
stetigen Arbeit der Selbstver-
walter*innen in der DGUV. Jetzt
müssen die neuen Regelungen
zügig umgesetzt werden. Die
Berufsgenossenschaften und
Unfallkassen sind gefordert,
Vorschläge etwa bei der Ein-
richtung der Kataster und bei
der Entwicklung von  individu -
ellen Präventionsmaßnahmen
zu erarbeiten. Dazu werden die
Selbstverwalter *innen in der
DGUV die Initiative ergreifen
und sich einmischen. Dringlich
ist in diesem Zusammenhang
die Einrichtung von unabhängi-
gen Beratungsstellen für die
Betroffenen zu schaffen.

Die ursprünglich im Rahmen
der Berufskrankheiten-Initiative
der IG Metall postulierten
 Thesen zum Berufskrankheiten-
recht haben im Weißbuch der
DGUV sowie im Beschluss des
Bundestages ihren Nieder-
schlag gefunden. Für Berufs-
krankheiten wird es künftig
einheitliche, transparente
Maßstäbe und mehr Anerken-
nungen geben. Die  Bundes -
regierung muss nun die Berufs-
krankheiten-Verordnung (BKV)
deutlich verbessern. Zu guter
Letzt wird die Reform des Be-
rufskrankheitenrechts vermut-
lich auch die flächendeckende
Einrichtung von unabhängigen
Beratungsstellen für Betroffene
vorschreiben.

Trotz aller Leuchttürme, welche
das Reformpaket beinhaltet, gibt
es aus ver.di-Sicht jedoch auch
kritikwürdige Punkte: In Bezug
auf die Berufe im Dienstleis-
tungsbereich, in denen der
 Frauen anteil häufig hoch ist,
bringt das Reformvorhaben
nämlich wenig, so Horst Riesen-
berg-Mordeja, langjährigeres
Vorstandsmitglied in der DGUV.
Besonders im Gesundheits- und
Erziehungsdienst, in der  öffent -
lichen und in der Sozialverwal-
tung stiegen psychische Erkran-
kungen in den vergangenen
Jahren an. Das belegen Statisti-
ken der Betriebskrankenkassen.

Nachdenken über Berufs-
krankheit „Psyche“

Da Berufskrankheiten immer
auch einen Branchenbezug
haben, würde es in diesen Bran-
chen besonderen Sinn machen,
über eine Berufskrankheit „Psy-
che“ nachzudenken. Dazu ist
eine entsprechende, gendersen-
sible Forschung notwendig, auf
deren Grundlage dann die Liste
der derzeit 80 anerkannten
 Berufskrankheiten ausgeweitet
werden muss. Doch in der Fort-
entwicklung der Ansätze zur
 Berufskrankheiten-Erfassung fin-
den sich die Berufe im Gesund-
heits- und Sozialwesen mit ihren
spezifischen Belastungen und
Beanspruchungen bisher kaum
wieder.

Die Geschlechterdimension muss
ein wichtiger Aspekt in der künf-
tigen Tätigkeit des Ärztlichen
Sachverständigenbeirats (ÄSVB)
werden. Weitere vordringliche
Themen des ÄSVB sollten darü-
ber hinaus die psychischen Er-
krankungen darstellen, meint
Riesenberg-Modeja. W

Heinz-Peter Haase
mti-Ausschussvorsitzender Nord
Vorstandsmitglied BG Energie, Textil,
Elektro, Medienerzeugnisse 

Kommentar

Erfolg der
Selbstverwaltung
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wir reden mit

Informationen für Meister*innen, Techniker*innen und Ingenieur*innen in ver.di Okt. 2020

Bundesausschuss und  Vor sitzender
Fachgruppe  Industrie/  Industrielle
Dienstleistungen in  Bayern
„Warum nimmt sich mti (Meis-
ter*innen, Techniker*innen, Inge-
nieur*innen) dieses Themas an?“.
Außerdem wirft Bareiß einen Blick
auf den Individualverkehr unter

Das allgegenwärtige Thema Ver-
kehrswende und umweltfreundli-
cher Verkehr betrifft alle Bereiche
unseres täglichen Lebens. Hinzu
kommen die Auswirkungen der
Corona-Pandemie und die Frage,
wie es danach weitergehen soll.
Mit unserem diesjährigen Forum
wollen wir hier einen Einblick in
die Mobilität der Zukunft geben.
Dazu gehört: Wie soll die klassi-
sche, individuelle Mobilität klima-
neutral gestaltet werden (E-Mobi-
lität, klimaneutrale Kraftstoffe,
nachhaltige Produktion)? Die
Ziele des Pariser Klimaabkom-
mens können nur erreicht werden,
wenn die Emissionen im Sektor
Verkehr drastisch sinken.

Zur Eröffnung um 10. 30 Uhr er-
klärt Ulrich Bareiß, ehemaliger Be-
triebsrat Audi AG, Mitglied im mti-

Verkehrswende

Mobilität der Zukunft –
Mobilität für Bürger
Das mti/AIN-Forum ist am 17. Oktober in Nürnberg im Caritas-Pirckheimer-Haus.  Bewegung ist beim
Forum von 10.30 bis 16 Uhr das Thema: „Mobilität der Zukunft – Mobilität für Bürger“.

hen, damit die Ziele des Pariser
Klimaabkommens erreicht werden
können und was können wir
selbst tun?“ Kai Winkler vom
ver.di-Landesbezirk Bayern spricht
über „ÖPNV und Konjunkturpaket
– ver.di-Strategien zum Verkehr
der Zukunft“. Katharina Wagner,
ebenfalls vom ver.di-Landesbezirk
Bayern, untersucht „Auswirkun-
gen auf Arbeitnehmer und Ge-
werkschaften: Gewerkschaftliche
Forderungen und Vorschläge“ zur
Verkehrspolitik.

Die Abschlussdiskussion leitet
 Ulrich Bareiß. Er gibt auch einen
Ausblick für den mti-Themenkreis
im Jahr 2021 „Nachhaltige Pro-
duktion“. W

Zum Flyer mit Anmeldeformular:
https://t1p.de/ly9s

den Aspekten „Umweltfreundliche
PKW“ und „Mobil per Rad – Wie
die Pandemie dem E-Bike zum
Durchbruch verhilft“.

Thomas Gehringer aus der ver.di-
Bundesverwaltung fragt  an -
schließend „Was muss gesche-

Die ver.di-Gruppe mti (Mei-
ster*innen, Techniker*innen,
Ingenieur*innen) hat auf
Bundesebene einen neuen
Ansprechpartner: Christian
Wille, Referent im Bereich
 Innovation und Gute Arbeit.

Wille folgt in dieser Funktion für
mti der Bereichsleiterin Nadine
Müller. Er hat bereits drei Jahre
Erfahrung mit dem Themenkom-

plex, denn seine Arbeit für ver.di
begann mit dem Projekt „Gute
agile Projektarbeit in der digitali-
sierten Welt (diGap)“.

Aufgewachsen ist Wille in Coburg
in Oberfranken. Zum Studium zog
es ihn dann nach Berlin, wo er
seither zuhause ist. Im Studien-
fach Psychologie interessierte er
sich vor allem für die „Kritische
Psychologie“, einen gesellschafts-

kritischen Reformansatz. Sein
 besonderes Interesse galt der
 Arbeitsforschung und Arbeitspsy-
chologie, die er auch als Dozent
in Cottbus und Stendal weiter
 gelehrt hat, als er schon für den
Sozialpsychiatrischen Dienst im
beruflichen Einsatz war. 

Seit 1. April ist der Karatesportler
nun als Gewerkschafts sekretär in
der Bundesverwaltung tätig und

hat sich dem mti-Bundesaus-
schuss in einer Videokonferenz
vorgestellt. W                               sus

mti-Bundesausschuss

Neuer Ansprechpartner für die Personengruppe
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Ob Fußgänger, Radfahrer, im Auto oder im öffentlichen
Nah- und Fernverkehr: Verkehrspolitik betrifft alle.
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Christian Wille
ist der neue Ansprechpartner

für mti auf Bundesebene.
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